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Michael Schmid

Geschichten aus dem ATOMSTAAT
Politische Kündigung bei der Kraftwerk-Union Offenbach

Die Zusammenarbeit der Arbeitgeber mit den Geheimdien-
sten.

Kommt der Verfassungsschutz zur Ansicht, daß ein Berwer-
ber für den öffentlichen Dienst in Verletzung seiner »politi-
sehen Treuepflicht« nicht die Gewähr bietet, »diesen Staat
und seine Verfassung als einen hohen positiven Wert zu
erkennen und .anzuerkennen, für den jederzeit einzutreten
^•ch lohnt«, so wird mit der Ablehnung des Bewerbers ein
faktisches Berufsverbot über ihn verhängt. Seine Ausbildung
erfolgt ja, wieim Falleder Lehrer oft direkt füreinen Arbeits-
Platz im öffentlichen Dienst. Sollte es ihm dennoch gelingen,
seine Arbeitskraft in der Industrie zu verkaufen, so kann er
aus dem Regen in die Traufe geraten.
Uber der Diskussion der aus dem Radikalenerlass folgenden
Berufsverbote im öffentlichen Dienst ist der entsprechende
Vorgang im >5nicht öffentlichen Dienst«, in den Privatbetrie-
ben bisher weitgehend unbeachtet geblieben.
P'e Frankfurter Rundschau (FR) meldeteam 8.8.78 unter der
Uberschrift »Zahl der Überprüfungen in Betrieben stieg
schlagartig«, das Vorstandsmitglied im deutschen Gewerk-
Schaftsbund, Gerhard Schmidt halte weniger als fünf Prozent
aller grossen und mittleren Betriebe für von Verfassungs-
Schutzüberprüfungen betroffen, das Bundeswirtschaftsmi-
uisterium habe diese Angaben als »wahrscheinlich zu nie-

rig« bezeichnet.
Uber Schnüffeleien des Verfassungsschutzes in nahezu allen
Betrieben ab etwa 500 Beschäftigten in Hamburg berichtet
"Der Gewerkschafter«, Ausgabe 5/78. Unter Berufung auf
bie »Hamburger Morgenpost« als deren Kronzeuge der
ehemalige Personalleiter der Hamburger Stahlwerke (HSW),

udolf Schmid auftritt, schreibt »Der Gewerkschafter«:
seme/? Abgaben wwrefe ab 7975 y'er/er neae/Hges/e///e

"arbe/rer be/ r/er: 7/SkF aw/e/aer? arr?(//c/?er? Forww/ar /.../
den Pe//a55wr7g55cbw/zgeme/c/e/ /.../ «

ägen wie auch immer geartete Erkenntnisse vor, wurde der
ollege als »untauglich« oder aus anderen vorgetäuschten
"ünden entlassen. Die tatsächlichen Gründe waren, so

erlebte es Rudolf Schmid bei den HSW, »sowo/?/ augeb/Zcbe
"g//ec/scba/re/7 Zu t/er D/fP, SD/17 cx/er Zw /CP a/.s aweb

eagagZerte Gevverb.srba/rsarbe/t«. Denn in diesem Betrieb
wurde jeder gefeuert, der den Mund aufmachte. Die Anfrage
der Personalabteilung an den Verfassungsschutz hieße dann:
»b/abt /br w/cbf ZrgewrZ etwas gegen t/er? wna' c/er?, wZr wo//en
Zbr?/os wert/e/7. «

Betroffen von Personalüberprüfungen sind zunächst alle
Betriebe, die im Auftrag des Bundesverteidigungsministeri-
ums Rüstungsgüter mit Geheim-Klassifizierung produzieren
und entwickeln, weiter »zu sichernde allgemeine
Versorgungsunternehmen (Wasser, Elektrizitäts- oder
Gaswerke) beziehungsweise lebens- und verteidigungswich-
tige Einrichtungen« (FR, 8.8.78). Die Einordnung als »si-
cherheitsempfindlicher« Betrieb geschieht nach willkürli-
chen Kriterien, daß selbst das nicht zu geschehen braucht,
beweisen die Vorgänge des im Baustahl produzierten Harn-
burger Stahlwerkes.

Die Kündigung des Ingenieurs A

Im Februar 1978 wurde über Vermittlung des Arbeitsamtes
ein Ingenieur, nennen wir ihn den Ingenieur A, bei der
Kraftwerk Union AG in Offenbach eingestellt. Im juni wird
dem Ingenieur A von der Personalabteilung zum Ende seiner
halbjährigen Probezeit gekündigt. Als A das Angebot, die
letzten zwei Monate doch gleich zu Hause zu bleiben ablehnt,
wird er an einen Arbeitsplatz versetzt, der nach Ansicht seiner

Vorgesetzten in einem »weniger sensiblen Bereich« liegt.
Begründet wird die Kündigung mit der Aussage, es lägen
»Erkenntnisse« vor, die es zweifelhaft erscheinen Hessen, daß
die Behörden seinen Zugang zum Sicherungsbereich eines

Kernkraftwerkes genehmigten. Ohne Genehmigung für den

Zugang zu Kernkraftwerken aber sei seine Arbeitskraft für
die Abteilung wertlos. Ein anderer. Arbeitsölatz in der

KWU wird dem Ingenieur A nicht angeboten. Die Quelle
der »Erkenntnisse« wird ebensowenig mitgeteilt, wie die Art
der Erkenntnisse. Darüber liesse sich zu diesem Zeitpunkt nur
spekulieren:
— Wenige Tage vor der Kündigung berichtete die FR über

den Arbeitsgerichtsprozess der Frau des A gegen ihren

Kurzer Steckbrief der KWU

^Die Kraftwerk Union Aktiongesellschaft, Mülheim/Ruhr, entstand am 1.4.1969 durch Zusammenlegen der Kraftwerkabteilungen sowie der Turbinen- und

MJib'""*"** der Siemens AG und der Allgemeine Elektricitäts-Gesellschaft AEG-Telefunken. Die Kraftwerk Union hat Werke in Berlin (West) und

y ®'"i/Ruhr, Vertriebsabteilungen in Erlangen und Frankfurt/Main, zehn Büros in der Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West), über 60

Ker l'""®'" Ausland. Arbeitsgebiete sind: Entwicklung, Projektierung, Vertrieb und Bau von fossil befeuerten Kraftwerken, Kernreaktoren und

nia *TBwerken; Entwicklung, Fertigung und Vertrieb von Dampf- und Gasturbinen sowie Turbogeneratoren; Projektierung und Vertrieb von elektro- und
nentechnischen Ausrüstungen für Wärmekraftwerke; Beratung in Kraftwerksfragen.«

Na^^it Werbeschrift der KWU.

j
^Bzutragen ist, daß KWU zu den »erfolgreichsten« Anbietern von Kernkraftwerken in der Welt zählt, ihre Monopolfunk-

V ^ Bundesrepublik ist ungebrochen.

'ige '"^gesamt 17 000 »Mitarbeitern« bei KWU unçl ihren Tochterfirmen arbeiten in Offenbach ca. 2500, vorwiegend

^Bdem 1. Januar 1977 ist KWU vollständig im Besitz des Hauses Siemens.
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ehemaligen Arbeitgeber, ein privates Forschungsinstitut
in Frankfurt. Frau A hatte die Arbeit an einer im Auftrag
des Bundesforschungsministeriums durchgeführten
soziologischen Studie über die Einstellung der Bevölke-

rung zur Kernenergie niedergelegt. In diesem Zusammen-
hang hatte sie herbe Kritik am Kernenergieprogramm der

Bundesregierung geübt. Ihr Arbeitgeber reagierte mit
fristloser Kündigung.

- Als weiteres Gerücht wurde behauptet, der Ingenieur A sei

von einem seiner Arbeitskollegen am Stand einer linken
politischen Gruppe in Frankfurt beobachtet worden.

Reaktionen innerhalb des Betriehes

Die Mehrheitsfraktion im Betriebsrat (DAG) nahm die Kün-
•%ung trotz der nicht nachprüfbaren Begründung ohne
^'derspruch hin. Unterstützung fand der gewerkschaftlich
aktive A bei IGM Betriebsräten. Die IGM übernahm auch
^n Rechtsschutz des Betroffenen,

uf einer Betriebsversammlung trägt A seinen Fall vor. Die
älfte der ca. 800 anwesenden KWU-Mitarbeiter applaudiert

Es ist vor allem der Zynismus mit dem die Geschäfts-
üiing und der Betriebsratsvorsitzende von A fordern, seine
Undigung hinzunehmen, ohne daß die ihn belastenden

"Erkenntnisse« offengelegt werden, die zu erregten Diskus-
^'onen in der Belegschaft der K WU führen.

vertrauensvolle Zusammenarbeit von bayrischer Geneh-
""gungsbehördeundKWU

Efi Oktober kam die Klage des Ingenieurs A gegen die KWU
°rdem Arbeitsgericht zur Verhandlung.
^ Gericht akzeptierte die Kündigung als rechtmäßig, als
V Vertreter der KWU ein Schreiben des Bayrischen Staats-
"Stenums für Landesentwicklung und Umweltfragen

^ ®8te, in dem »erhebliche Bedenken« gegen den Einsatz
^ Betroffenen im Kernkraftwerk Isar (bei Ohu in

-p'^erbayern) erhoben wurden. Das Schreiben ging einen

^ ^em Gerichtstermin bei der KWU ein. In dem
reiben wird Bezug genommen auf ein Telefongespräch im

Pril, bei dem die Behörde ihre »Bedenken« der KWU
^§enüber geäußert haben will. Es muß an dieser Stelle ange-

vV forden, daß A nie von einer gegen ihn eingeleiteten
•"

^ssungsschutzüberprüfung informiert wurde,
üruf genügt! Nach der Version der KWU wurde dem Inge-

nicur A aufgrund eines tclephonischen Kontaktes mit dem fiir
Genehmigungsfragen in bayrischen Kernkraftwerken zustän-
digen Ministeriums gekündigt. So sehr tiber/eugend kann die
Auskunft nicht gewesen sein, sonst wäre kaum zwei Monate
gewartet worden bis zur Ausfertigung des Kündigungsschrei-
bens. Ob nun die Denunziation durch einen Arbeitskollegen
oder eine neue Form der Sippenhaft den Ausschlag gab, ist

von untergeordneter Bedeutung.
Es wäre wohl allzu naiv, anzunehmen, daß »ein Mitarbeiter,
von dem sich die KWU trennen musste« bei einer etwaigen
Bewerbung bei einer der ca. 700 Zulieferfirmen oder gar bei
einem Kernkraftwerke betreibenden Energieversorgungsun-

KWU-CHEF BARTHELT

ternehmen eingestellt würde. Und die KWU-MuttenSiemens
ist mit all ihren Tochterfirmen und alleine 200 000 Arbeits-
plätzen in der Bundesrepublik Deutschland der mit Abstand
größte private Arbeitgeber für Ingenieure und Naturwissen-
schaftler.

Wie sich in solchen Fällen technische Uberwachungsvereine
und staatliche Überwachungsbehörden verhalten, zeigt der

Fall des Ingenieurs Jens Pommerenke. Pommerenke war
Angestellter des TÜV-Norddeutschland. sein Arbeitsbereich
umfasste unter anderem Aufgaben in der Überwachung der

Sicherheit von Kernkraftwerken. Wegen Teilnahme an der

Anti-AKW Demonstration am 30.Oktober 1976 in Brokdorf
wurdeer fristlosentlassen.
Wer in Verletzung seiner Treuepflicht gegenüber dem Arbeit-

Aus einem Flugblatt, mit dem die IG-Metall Vertrauensleute zur Teilnahme am Arbeitsgerichtstermin
auffordern (verteilt am 5.10.78)

»Abb/eg/tmet? ut?b Po//eget), b/e s/ch bei Geschö/ts/e/r/mget? burch gewer/tscha/r//che ßerat/gut/g /m ßerr/eb ober /jo/zme/te
ßetär/gur/g ausserha/b bes ße)r/ebes ober burch /I u/7a///gA'e/7er7 /m Pr/vat/ebet) ut)be//eb/ gemocht habet;, werbet; bem
^er/assu t/gsschu rz zur (bberpru/ut?g geme/bet.
öer Uer/ß.wwog5Sc/?ut- so//baut; he//er/, A"üub/guug5grüubeuu.s//>7b/g zu machet), ba mar? /tmerbe)r/eb//ch Areme/mbet? haut).
0..J /Im er/b/gre/chstet? ist b/e Zusammeuarbe/t, wer/t; ber /4rbe;7t?ehmer seme Probeze// abso/v/err. hßer haut) bem
<4rbe//t?ehmer geAtünb/g) werbet? ohne ßerz/cA\s/ch//gur)g bes /vüt)b/gut7gS5chu/ze.s. De.sha/b bettu/zet) at/sche/t/et/b immer
'ttehr/lrbet/geberbteProbeze/)zurGe5/nt?ut7gsüberßrü/ut;g. f.. J
Afach ber Z.e/5)ut?g5bewer)ut?g /ühret? b/e /Irbebgeber auch b/e Ges/r?r?ur;g.sbewerrut?g e/tt. Mehr m/r b/'e ßar/or/a//.s/erut)g
'/ehter b/ePe/heber/trbe/mehmer, 50t?bert7 auch b/e Ges/t)r?ur;gssehr7u//e/e/.
B'et/t? ur/sere Grut/brech/e t7/chr hoh/e Phraset; b/e/bet? so//et?, müsset? w/r //t/s geget? b/ese 7et7bet?zer? wehret/, beber Uersuch
vot? Scht?ü//e/e/, ßes/?/7ze/ut?g ober £/t?et?gut?g ber b;/rch bas Gr//t?bgeserz garat?r/er/et? Pechre mt/ss p//et?r//ch at?geprat7gerr
Werbet?. 6. b«
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§eber nicht die Gewähr bietet, das bundesrepublikanische
Wirtschaftssystem und die Anwendung der Atomenergie als
einen hohen positiven Wert zu erkennen und anzuerkennen,
für den es sich lohnt, jederzeit einzutreten, hat kein Recht auf
einen Arbeitsplatz in der Atomindustrie.

einer möglichen Unterstützung der Anti-AKW-Bewegung
aus den Reihen der eigenen Untergebenen.
Deshalb werden Bewerber um einen Arbeitsplatz bei der
KWU vor der Einstellung nach ihrer Haltung zur Kernenergie
befragt.

Die Überprüfung in der kerntechnischen Industrie

Gemäss §7 Atomgesetz darf eine Genehmigung zur Erichtung oder zum Betrieb einer Anlage in der Kernbrennstoffe
verarbeitet werden, nur dann erfolgen, wenn unter anderem »der erforderliche Schutz gegen Störmassnahmen oder sonstige
Einwirkungen Dritter gewährleistet ist«.
Mit diesem Gesetz begründen die für die Genehmigungserteilung zuständigen Behörden der Bundesländer
Verwaltungsvorschriften nach denen jeder, der in einem Kernkraftwerk tätig ist, von den zuständigen Geheimdiensten,
'^besondere den Landesämtern für Verfassungsschutz überprüft werden muss.

'm allgemeinen wird der Betroffene von der Überprüfung in Kenntnis gesetzt. In einem von Bundesland zu Bundesland
unterschiedlichen Fragebogen hat er Angaben zu seiner Person zu machen.
Dieser Fragebogen fordert unter anderem Auskunft über die Person der Eltern, über die Person des Ehegatten oder der
Verlobten, über die Wohnsitze des Befragten, seines Ehegatten oder der Verlobten während der vergangenen zehn Jahre, über

Person im Haushalt des Befragten lebender naher Angehöriger, über die berufliche Ausbildung und Tätigkeit, über
»Jetzige oder frühere Mitgliedschaft - mit Angaben der Funktion und des Zeitraumes - in Parteien oder Organisationen, die für
Verfassungswidrig erklärt oder verboten sind, in kommunistischen oder sonstigen links- oder rechtsradikalen Parteien oder
Organisationen, in Parteien oder Organisationen im kommunistischen Machtbereich«, sowie über nachrichtendienstliche
Kontakte oder Verpflichtungen. Für die Beantwortung der im Wortlaut zitierten Frage steht eine halbe Seite zur Verfügung,
»bei Platzmangel ist Nr. 14 „Bemerkungen" zu benutzen«. Die Zahl der auf solche Weise Erfassten dürfte inzwischen
fünfstellig sein, allerdings sind bis heute nur wenige Ablehnungen bekanntgeworden.

Sollte der Verfassungsschutz fündig werden, entscheidet die Genehmigungsbehörde über Zurückweisung oder Zulassung. Die
Kriterien für eine Ablehnung werden ebensowenig offengelegt, wie im öffentlichen Dienst. Die Möglichkeit eines Betroffenen
sjch zur Wehr zu setzen, sind stark eingeschränkt, da er über die Ablehnungsgründe nicht informiert wird. Eine Anhörung
Endet nicht statt.

Strategien derGeschäftsleitung

Oie KWU ist ein Grossbetrieb wie viele andere in der Bundes-
^Publik. Ihre Arbeiter sind betroffen von den vielseitigen
^abnahmen zur Rationalisierung in den Werken, von der

Anstellung von Produktionszweigen und damit einherge-
ändern Verlust spezieller Qualifikationen. Die Technischen
^gestellten trifft insbesondere die Verlegung ganzer Abtei-

üngen zwischen den vier Standorten der KWU (Erlangen,
cnbach, Mülheim, Berlin) beziehungsweise die Eingliede-

^rig von Abteilungen in den Siemenskonzern. Damit ist die
ussonderung von in den Augen der Vorgesetzten nicht
^reichend leistungsfähigen »Mitarbeitern« und für die

^bleibenden der erzwungene Wechsel des Wohnortes
^rbunden.
dèr ^"^Kmende Rationalisierung in den Arbeitsbereichen

" technischen Angestellten wird, ebenso wie die Forderung
0^ möglichst freiwillig und unentgeltlich zu leistenden

^
^stunden, von der Geschäftsleitung mit der ' sich

^echternden Geschäftslage und der wachsenden Flut

dgp
^'eilenden Unterlagen für die Genehmigungsbehör-

egründet. Neu einzustellende graduierte Ingenieure und

Sehl
°'"8enieure werden heute um jeweils eine Tarifgruppe

In • ^ eingeordnet, als noch vor einem Jahr,

pj
Sem Punkt aber unterscheidet sich die KWU von anderen

erjy^"' wichtigstes Produkt, das Kernkraftwerk, ist auf
erten Widerstand in der Bevölkerung gestoßen. Aus

An
^ tnehr zu übersehenden Tatsache nährt sich die

êst in den Vorstandsetagen, die Angst vor dem Gespenst

KWU-Großbaustelle: „Schneller Brüter" in Kalkar.
Deshalb geraten die uniformierten und bewaffneten Pfört-
ner in Panik, wenn sie auf dem Firmenparkplatz ein Fahr-
rad mit gelber »Atomkraft nein Danke«Sonne ausmachen.
Deshalb müssen die KWU-Angestellten in Erlagen die Fir-
menausweise mit dem großen Namensschild sichtbar um
den Hals tragen.
Deshalb hat die KWU einen, dem Vernehmen nach wegen
zu guter Beziehungen zur CSU aus dem Bundesnachrichten-
dienst entfernten Geheimdienstmitarbeiter als »Sicherheits-
beauftragten« eingestellt.
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Deshalb soll möglichst der ganze Firmenbereich in Offen-
bach zum »sicherheitsempfindlichen« Bereich erklärt wer-
den. Man hätte dann eine solidere rechtliche Grundlage zur
Überprüfung aller zweieinhalbtausend Angestellten, vom
Koch in der Kantine bis zur Sekretärin beim Vorstand, und
zusätzlich könnte man den geplanten Stacheldrahtzaun um
die Bürogebäude aus Steuergeldern finanzieren lassen.

Diese zusammenhängende Kette von Massnahmen dient vor
allem dazu, ein Feindbild aufzubauen, das sieh dann
wiederum auschlaehten lässt. Muss nicht der, gegen den man
sich mit solchen Massnahmen schützt, kriminell sein?

Damit ist dann auch die Situation gegeben, in der jede
Verschlechterung der Arbeitsbedingungen innerhalb des

Betriebes durch die Aktionen des äusseren Feindes begriind-
bar sind und damit dem Konflikt zwischen Belegschaft und
Geschäftsleitung die Spitze gebrochen werden kann.
Erreicht wurde schon, daß die Betriebsräte an den vier
Standorten einen grossen Teil ihrer Arbeitskraft der
öffentlichen Propagandaschlacht für die Kernenergie
widmen. Diese Betriebsräte haben die grossen
Kundgebungen für die Kernenergie im Flerbst 1977 in Bonn
und Dortmund vorbereitet. Auf den Betriebsversammlungen

erklingen die dringenden Apcllc an die Angestellten, sich zur
Sicherung des eigenen Arbeitsplatzes an der sogenannten
»Öffentlichkeitsarbeit« zu beteiligen und in der Kegelrunde
wie in der Kirchengemeinde die Werbetrommel für die Atom-
kraft zu rühren.
Unter den geschilderten Bedingungen schwebt über jedem,
der sich diesen Apeilen entzieht und stattdessen seine gegen
den Arbeitgeber gerichteten Interessen zum Beispiel im
Rahmen der Gewerkschaftsarbeit artikuliert, der Vorwurf
der Sabotage an den Unternehmenszielen. Damit aber sieht er
sich in eine Front gedrängt mit der Anti-AKW-Bewegung.
Die kommenden Monate und Jahre werden zeigen, daß die
Rechnung der KWU nicht aufgeht.
Die Solidarisierung der Belegschaft in der Durchsetzung ihrer
Interessen wird weiter erschwert werden, aber nicht zu
verhindern sein. Der Versuch der Stigmatisierung Einzelner
mit »Erkenntnissen« des Verfassungsschutzes wird nicht
dazu führen, daß Entlassungen ohne Widerstand
hingenommen werden. Die Geschäftsleitung wird erkennen
müssen, daßsiedoch nurdie Arbeitskraft ihrer Untergebenen
gekauft hat, daß Stacheldraht Solidarisierung und
Widerstand hervorbringt.

EURBINEN-PRODUKTION BEI KWU
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